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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Ausschuss für 

auswärtige Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. weist darauf hin, dass Korruption den Menschenrechten, den Grundsätzen der 

Gleichberechtigung und der sozialen Gerechtigkeit, dem Wirtschaftswachstum, der 

Armutsbekämpfung, der Entwicklung und dem Umweltschutz zuwiderläuft; hebt hervor, 

dass Korruption sich sehr nachteilig auf den Handel und die damit verbundenen Vorteile, 

die wirtschaftliche Entwicklung, Investitionen und Verfahren zur Vergabe öffentlicher 

Aufträge auswirkt und fordert die Kommission nachdrücklich auf, diesen Zusammenhang 

bei allen Handelsabkommen zu berücksichtigen und verbindliche Menschenrechts- und 

Antikorruptionsklauseln in sie aufzunehmen; 

2. weist darauf hin, dass mit der Handelspolitik dazu beigetragen wird, Werte zu schützen 

und zu fördern, für die die Union gemäß Artikel 2 des Vertrags über die Europäische 

Union steht, zum Beispiel Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, die Achtung der 

Menschenrechte, die Grundrechte und -freiheiten und die Gleichstellung; betont, dass die 

außenpolitischen und innenpolitischen Maßnahmen der EU insbesondere in Bezug auf die 

Korruptionsbekämpfung unbedingt kohärent gestaltet sein müssen; betont, dass dem 

Unionsgesetzgeber hinsichtlich der Erleichterung von Handelsbeziehungen eine besondere 

Aufgabe zukommt, da es zu verhindern gilt, dass diese Beziehungen als Einfallstor für 

Korruptionspraktiken dienen;  

3. hält Handelsabkommen für ein wesentliches Instrument für die Förderung von 

Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung und der verantwortungsvollen Staatsführung; 

begrüßt die Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung, die die EU in ihrer Handelspolitik 

bereits getroffen hat, zum Beispiel das APS+, Kapitel über die nachhaltige Entwicklung 

und die Aufnahme von Verpflichtungen zur Ratifizierung internationaler Übereinkommen 

zur Korruptionsbekämpfung mit Handelspartnern; bekräftigt das in der Strategie „Handel 

für alle“ formulierte Ziel, in alle künftigen Handelsabkommen ehrgeizige Bestimmungen 

zur Korruptionsbekämpfung aufzunehmen; fordert in diesem Zusammenhang, dass im 

Rahmen eines umfassenden Ansatzes Verpflichtungen zur Einhaltung multilateraler 

Übereinkommen zur Korruptionsbekämpfung wie das Übereinkommen der Vereinten 

Nationen gegen Korruption, das Übereinkommen der OECD über die Bekämpfung der 

Bestechung und horizontale Bestimmungen in künftige Handelsabkommen aufgenommen 

werden, und fordert, dass horizontale Bestimmungen auch in bestehende 

Handelsabkommen aufgenommen werden, und zwar im Zuge von deren Überarbeitung; 

4. betont, dass Vertragsparteien von Handelsabkommen Maßnahmen einleiten sollten, mit 

denen darauf hingewirkt wird, dass sich die Privatwirtschaft, Organisationen der 

Zivilgesellschaft und innerstaatliche Beratungsgruppen tatkräftig an der Umsetzung von 

Programmen zur Korruptionsbekämpfung und von entsprechenden Klauseln in 

internationalen Handels- und Investitionsabkommen beteiligen; begrüßt hinsichtlich der 

aktuellen Debatte innerhalb der EU die Fortschritte in der EU-weiten Einführung 

wirksamer Maßnahmen zum Schutz von Hinweisgebern und vertritt die Ansicht, dass die 

Aufnahme des Schutzes von Hinweisgebern in künftige Handelsabkommen in Betracht 

gezogen werden sollte, sobald ein EU-weites System eingerichtet ist; 
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5. Erachtet es als wichtig, klare Leitlinien für die Einrichtung wirksamer Verfahren zur 

Einhaltung der Bestimmungen über die Korruptionsbekämpfung im Rahmen der 

Geschäftstätigkeit von Unternehmen bereitzustellen und Unternehmen dabei zu 

unterstützen, vor allem durch besondere Bestimmungen für KMU in Handelsabkommen, 

mit denen ihnen die Korruptionsbekämpfung ermöglicht wird; betont, dass es keine 

Pauschallösung für Verfahren gibt, mit denen für die Einhaltung der Verpflichtungen 

gesorgt wird; fordert die Kommission auf, die Ausarbeitung von 

Unterstützungsmaßnahmen für Projekte zum Kapazitätsaufbau im Bereich der 

Korruptionsbekämpfung in Erwägung zu ziehen, wie etwa den Austausch bewährter 

Verfahren und Schulungen, um die Staaten und die Wirtschaft dabei zu unterstützen, 

Schwierigkeiten, auf die sie in diesem Bereich stoßen könnten, zu überwinden; 

 

6. begrüßt, dass im Februar 2017 das Übereinkommen der WTO über 

Handelserleichterungen in Kraft getreten ist, in dem Maßnahmen zur 

Korruptionsbekämpfung im Welthandel festgelegt sind; vertritt jedoch die Auffassung, 

dass es nicht ausreicht, Rechtsvorschriften zu erlassen oder zu reformieren, sondern dass 

sie auch umgesetzt werden müssen; weist darauf hin, dass Gesetzesreformen mit 

Schulungen für Justizpersonal, dem öffentlichen Zugang zu Informationen und 

Maßnahmen zur Stärkung der Transparenz einhergehen müssen, und fordert die 

Mitgliedstaaten der EU auf, im Zuge der Kooperationsbekämpfung in diesen 

Angelegenheiten zusammenarbeiten; stellt des Weiteren fest, dass Handelsabkommen im 

Hinblick auf die Überwachung innerstaatlicher Reformen im Zusammenhang mit 

Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung dienlich sein könnten; 

7. fordert die Kommission auf, in sämtlichen künftigen Handelsabkommen durchsetzbare 

Bestimmungen zur Bekämpfung von Korruption und Geldwäsche auszuhandeln; fordert 

die Mitgliedstaaten in diesem Zusammenhang auf, die Aufnahme von Bestimmungen zur 

Korruptionsbekämpfung in die Verhandlungsmandate, wie sie die Kommission in ihren 

den Mitgliedstaaten vorgelegten Mandatsentwürfen vorsieht, zu unterstützen; begrüßt, 

dass das Verhandlungsmandat zur Modernisierung des Abkommens zwischen der EU und 

Mexiko Bestimmungen zur Korruptionsbekämpfung enthält; fordert die Kommission auf, 

die Bemühungen um die Korruptionsbekämpfung fortzusetzen, und zwar durch mehr 

Transparenz der Verhandlungen über Handelsabkommen und durch die Aufnahme von 

Bestimmungen, die eine umfassendere rechtliche Zusammenarbeit, die Integrität der 

Zollverfahren und globale Wertschöpfungsketten betreffen; ist der Ansicht, dass für die 

Korruptionsbekämpfung Bestimmungen über die Zusammenarbeit – zum Beispiel solche 

über den Austausch von Informationen und über die administrative und technische 

Unterstützung – erforderlich sind, durch die der Austausch und die Verbreitung bewährter 

Verfahren gefördert und zur Stärkung der Rechtsstaatlichkeit und der Achtung der 

Menschenrechte beigetragen werden soll; hält die Kommission dazu an, klare und 

einschlägige Bedingungen und Leistungsindikatoren festzulegen, mit denen die 

Ergebnisse besser bewertet und dargestellt werden können; 

8. erachtet es als sehr wichtig, auch während der Umsetzung von Abkommen einen 

kontinuierlichen und regelmäßigen Dialog mit den Handelspartnern der EU zu führen, um 

die Umsetzung der Abkommen an sich und der Bestimmungen zur 

Korruptionsbekämpfung zu beobachten sowie deren ordnungsgemäße Umsetzung 
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sicherstellen zu können; weist darauf hin, dass die Kommission in ihrer Strategie mit dem 

Titel „Handel für alle“ vorgeschlagen hat, im Fall von systemimmanenter Korruption und 

schlechter Staatsführung Konsultationsmechanismen einzurichten, und fordert die 

Kommission auf, zu prüfen, ob die in einem Abkommen vorgesehenen Begünstigungen 

gestrichen werden, wenn systemimmanente Korruption gegeben ist und wenn den 

Verpflichtungen zur Korruptionsbekämpfung oder den internationalen Normen im 

Bereich der Korruptionsbekämpfung – beispielsweise dem gemeinsamen Meldestandard 

der OECD, dem Aktionsplan der OECD zur Bekämpfung dem Gewinnverkürzung und 

Gewinnverlagerung, dem zentralen Register zu wirtschaftlichen Eigentümern und den 

Empfehlungen der FATF – nicht entsprochen wird; fordert die Kommission auf, klare und 

einschlägige Bedingungen und Leistungsindikatoren festzulegen, mit denen die 

Ergebnisse besser geprüft und dargestellt werden können; fordert die Kommission 

außerdem auf, entschieden, angemessen und rasch zu reagieren, wenn ein begünstigter 

Staat Vereinbarungen nicht einhält; fordert die Kommission auf, in Fällen von 

systemimmanenter Korruption Konsultationsmechanismen mit Handelspartnern 

einzurichten und den Austausch von Fachwissen zu ermöglichen, um Länder bei der 

Umsetzung von Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung zu unterstützen; 
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